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(…)
Abgesehen davon, dass es nur einen Ort auf Kuba gibt, wo garantiert die 
Menschenrechte verletzt werden, und das ist auf der US-Marinebasis in der 
Guantánamo-Bay, so müsste man gelegentlich aufführen, welche Verhältnisse dazu 
führten, dass diese 75 "Dissidenten" verhaftet und verurteilt wurden. Es ging dabei weit 
"rechtstaatlicher" zu als im Fall der Fünf.

Zu Kubas partizipativer Demokratie sollte man auf den kanadischen Politologen und 
Autor Arnold August hinweisen, der als Außenstehender die kubanischen Wahlen seit 
über einem Jahrzehnt beobachtet und darüber geschrieben hat.

Folgendes sollte zu diesen 75 freigelassenen Gefangenen gesagt werden:

Die Entführungen von kubanischen Schiffen und Flugzeugen von August 2002 bis 
März 2003

Seit August 2002 bis März 2003 wurden sieben kubanische Schiffe und Flugzeuge 
entführt. Die Entführer schreckten auch nicht vor Morden zurück. Man konnte es z.B. in 
„The Miami Herald“ nachlesen, dass Flugzeugentführer, die in Miami gelandet waren, als 
Helden gefeiert wurden und natürlich straffrei davon kamen. 

Der damalige Leiter der U.S.-
Interessenvertretung in Havanna James Cason 
hatte indessen schon „oppositionswillige“ 
Kubaner um sich gesammelt, um sie in ihrer 
subversiven Tätigkeit finanziell und mit 
modernsten Kommunikationsmitteln zu 
unterstützen. Er scheute sich auch nicht, als 
diplomatischer Vertreter seines Landes ganz 
Kuba zu bereisen, um dessen „Dissidenten“ zu 
organisieren. Laut Aussage des damaligen 
kubanischen Außenministers Felipe Pérez 
Roque auf der Pressekonferenz vom 9. April 

2003 traf sich Cason am 24. Februar 2003 in der U.S.-amerikanischen 
Interessenvertretung mit einer Gruppe von „Dissidenten“ und habe dort „einige 
ungewöhnliche Erklärungen“ abgegeben, "Worte, die nie zuvor und nirgendwo auf der 
Welt von einem Diplomaten ausgesprochen worden waren, gegen die Regierung und 
das Volk Kubas gerichtete Worte, beleidigend, die elementarsten Verhaltensregeln eines 
Diplomaten verletzend, einmischend, provozierend. ...“ 

Die Proteste der kubanischen Behörden dagegen verhallten anscheinend ungehört.

Elf Einwohner Kubas, unter ihnen drei bereits wegen Mordes gesuchte Kriminelle, 
müssen wohl geglaubt haben, die Gunst der Stunde ergreifen zu können, um ihrer 
Strafverfolgung ebenso zu entkommen, wie es die Schiffs- und Flugzeugentführer zuvor 
so medienwirksam geschafft hatten. Nach den Berichten der kubanischen Medien 
geschah folgendes: Sie kaperten eine nicht hochseetaugliche Barkasse, die in der Bucht 
von Havanna verkehrte, und hatten schon internationale Gewässer erreicht, als ihnen 
der Treibstoff ausging. Während sie manövrierunfähig auf offener See trieben, 
benachrichtigte die kubanische Küstenwache die dafür zuständige U.S.-Küstenwache, 
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die aber nicht reagierte. Daraufhin schleppte die kubanische Hafenpolizei die Fähre in 
den Hafen zurück. Die Geiselnehmer setzten dort jedoch einigen der Passagiere an Bord 
ihre Messer an die Kehlen, um so die Volltankung der Barkasse zu erzwingen. Einer 
französischen Touristin gelang es aber, in einem unbewachten Augenblick über Bord zu 
springen. Die Hafenpolizei konnte daraufhin die Verwirrung der Geiselnehmer nutzen, 
das für alle Beteiligten lebensgefährlich Unternehmen beenden und die Geiselnehmer 
festnehmen.

Die Weltpresse hatte es auch nicht interessiert, dass die „Cuban Five“ am 28. Februar 
2003 ohne ersichtlichen Anlass, aber gerade, als sie sich mit ihren Anwälten auf den für 
den 7. April festgelegten Abgabetermin zur Einreichung ihrer Berufung vor dem „11th 
Circuit Court of Appeals“ in Atlanta, Georgia, vorbereiteten, innerhalb ihrer jeweiligen 
Gefängnisse in schwerste Isolationshaft verbracht wurden, die für ein Jahr gelten und 
danach beliebig verlängert werden können sollte.

Der gewiss für die U.S.-Regierung unerwartete Sturm der Entrüstung im Schatten des 
alles beherrschenden Irak-Krieges nicht nur seitens der Anwälte der Fünf und aus Kuba, 
sondern erstaunlicherweise aus aller Welt, unter anderem auch von Amnesty 
International, bewog die U.S.-Behörden, die Fünf am 2. April aus ihrer jeweiligen 
Isolationshaft zu entlassen.

Im Fokus der Welt stand jedoch der „Mittlere“ bzw. „Nahe Osten“.

Obwohl ein Teil der US-amerikanischen Presse, wie z.B. „The Miami Herald“ ziemlich 
ungeniert darüber berichtete, schien es weder die US-Amerikaner noch die Europäer zu 
kümmern, was die in Florida maßgeblichen Exilkubaner forderten: Laut Bericht vom 
27.02.03 forderten sie den gewaltsamen Sturz Fidel-Castros noch vor dem Sturz von 
Sadam Hussein, und laut Bericht vom 30.03.03 hatten sie quasi eingelenkt und forderten 
während ihrer Demonstration in der „Calle ocho“ am 29. 3.03 „Iraq now, Cuba next!“

Am 6. 04. 03 berichtete „Sun Sentinel“ aus Florida offen, dass die exilkubanische 
Organisation, „Commando F 4“ einen schwerbewaffneten Angriff auf Kuba plane 
und sich gerade durch entsprechende Militärübungen darauf vorbereite.

Wie „erschrocken“ reagierte die Welt jedoch, als die Medien vermeldeten, Kuba habe 78 
„Dissidenten“, angeblich harmlose freie Journalisten, nicht nur festgenommen, 75 von 
ihnen seien auch zu hohen bis zu lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt worden. [Heute 
sind sie alle frei.] Außerdem habe Kuba sein Moratorium des Vollzugs von Todesstrafen 
ausgesetzt und 3 der oben genannten Barkassenentführer durch Erschießen 
hingerichtet. *

Wenn im U.S.-Bundesstaat Texas innerhalb nur eines Monats 100 Menschen 
hingerichtet werden, darunter jugendliche Straftäter, scheint es die Öffentlichkeit wenig 
zu kümmern.

Sehr medienwirksam waren da aber die enttäuschten Reaktionen der Kubafreunde, wie 
die des portugiesischen Literaturnobelpreisträgers, José Saramago und des 
uruguayanischen Schriftstellers Eduardo Galeano, aus deren Artikeln unsere 
Mainstream-Presse allerdings nur die neuen „antikubanischen“ Töne zitiert hatte und 
nicht die Begründungen für ihre langjährige Verbundenheit mit Kuba. Die späteren 
Verständnisbekundungen für Kubas Notlage eines José Saramago wurden dagegen 
nicht an die große Glocke gehängt. 

In der Antwort des Soziologieprofessors an der Universität von Mexiko-Stadt, Heinz 
Dieterich Steffan in „Rebelión“ vom 19.4.2003 auf die enttäuschten Kuba-
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Sympathisanten heißt es nach dem Hinweis auf die 600 Mordanschläge seitens der 
Exilkubaner in Miami auf den kubanischen Präsidenten Fidel Castro, derselben 
Exilkubaner, die George W. Bush zum Wahlsieg verholfen hatten: „Im Gegensatz zu der 
bequemen prinzipienfesten Haltung von Saramago und der pathetischen 
subjektivistischen Haltung von Galeano gibt es eine dritte Haltung angesichts der 
Erschießungen: nicht einverstanden zu sein mit der Todesstrafe, jedoch solidarisch 
zu sein mit den heroischen Anstrengungen des kubanischen Projektes, das nicht, 
wie es die geistigen Väter der Monroe-Doktrin vor 200 Jahren vorhergesagt hatten, wie 
eine ‚reife Frucht den Vereinigten Staaten in den Schoß´ fallen will....“ [s. www.cuba-
si.org]

Aus der Pressekonferenz, die der damalige kubanische Außenminister, Felipe Perez 
Roque, am 9. April 2003 gegeben hatte, ging z.B. hervor, dass es sich bei den 78 
festgenommenen „freien Journalisten“ mehrheitlich um von Washington zur Subversion 
beauftragte und dafür bezahlte Söldner handelte, von denen nur 4 überhaupt eine 
journalistische Ausbildung nachweisen konnten und 3 von diesen Journalisten Agenten 
Kubas waren. Die teilweise hohen Freiheitsstrafen seien nicht in summarischen 
Schnellverfahren verhängt worden, vielmehr seien sie in ordentlichen öffentlichen 
Gerichtsverfahren ergangen, wegen der dort festgestellten Schwere der 
staatsfeindlichen Vergehen. Bei seinem Presseinterview vom 18. April erklärte er, 
dass die 3 der 11 Fährenentführer wegen der Schwere ihres Verbrechens auch in jedem 
anderen Rechtsstaat der Welt die Höchststrafe erhalten hätten. Obwohl man in Kuba seit 
drei Jahren kein Todesurteil mehr vollstreckt hatte, habe man jetzt ein deutliches 
Zeichen setzen müssen.

Die Nichteinhaltung des Migrationabkommens seitens der USA, - d.h., die 
Visumsvergabe an ausreisewillige Kubaner, bleibt immer weiter hinter der vertraglich 
vereinbarten Menge zurück, die im Cuban Adjustment-Act enthaltene Zusatzklausel, 
dass jedem kubanischen Flüchtling, der auf illegalem Wege die nordamerikanische 
Küste erreicht, Asyl gewährt wird, der Umstand, dass Kubanern in den USA sogar nach 
erfolgreich verlaufenen Flugzeugs– und Schiffsentführungen Straffreiheit gewährt wird, -
all’ dies habe die jüngsten Gewalttaten provoziert. Und natürlich wurden die aus Kuba 
entführten Flugzeuge nicht zurückgegeben, sondern in Miami versteigert und der Erlös 
den mafiösen exilkubanischen Organisationen zur Verfügung gestellt. [I]

Es entging ihnen, was Jaime Crombet, der damalige Vizepräsident der Kubanischen 
Nationalversammlung während seines Besuchs in Deutschland anlässlich der 
Zehnjahresfeier des Cuba-Netzwerks e.V. am 31. Mai 2003 in einem Interview vom 3. 
Juni 2003 gegenüber „Neues Deutschland“ dazu sagte. 
Der Journalist Rainer Schultz hatte ihn gefragt: „Welche politischen Diskussionen haben 
Sie als Vizepräsident des Parlaments zu den jüngsten Ereignissen geführt? Ihre 
Kollegen in der EU haben beispielsweise in einer gesonderten Sitzung über die 
Dissidentenverhaftung im März beraten.“ [Anm. der Verf.: Die EU-Parlamentarier würden 
wohl nie eine Nachtsitzung einberufen, wenn in Texas der 100. Delinquent des Monats 
hingerichtet wird.]
Jaime Crombet antwortete: „Das weiß ich und denke, dass viele von ihnen dabei eine 
rein ideologische Position vertraten und sich ähnlich wie beim Irak-Krieg keine andere 
Meinung als die der USA erlaubt haben. Trotzdem stehen wir mit vielen Parlamentariern 
im Dialog. In einigen Ländern wie Spanien beispielsweise haben wir aufgrund der 
reaktionären Positionen der Zentralregierung unter Aznar mehr Kontakt zu den 
Regionalregierungen. Im kubanischen Parlament wird es demnächst auch eine 
Debatte zu der neuen Bedrohung geben. Dort wurde in der Vergangenheit übrigens über 
die Abschaffung der Todesstrafe diskutiert, und es gab viele, unter ihnen auch Fidel 
Castro, die dafür waren. Am Ende jedoch kam man zu der Einschätzung, dass Kuba 

http://www.cuba
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angesichts der angespannten Lage und der äußerlichen Bedrohung sich diese Strafe als 
letztes Mittel für Extremfälle bewahren muss. Leider leben wir nicht in gänzlich 
friedlichen Zeiten.“
Wer aber glaubt, dass die „kubanische Führung“ ihrem Volk und der Welt die 
Enttäuschung seiner Sympathisanten über die Vollstreckung der drei Todesurteile 
vorenthielte, quasi aus einer revanchistischen Haltung seinen Feinden gegenüber oder 
wegen seiner ihm durch entsprechende Propaganda unterstellten „diktatorischen“ 
Pressezensur, der möge die Veröffentlichungen der Kritik aus dem Ausland zu den 
jeweiligen Ereignissen in den Granmas der damaligen Zeit nachlesen. So wurde unter 
anderem ein offener Brief an die Kubanische Botschaft des Komiteemitglieds von ¡Basta 
ya!, Mitglied auch der SPD und von Amnesty International, Ministerialrat a.D. Günter 
Belchaus in voller Länge in der deutschen Mai-Ausgabe 2003 von „Granma 
Internacional“ abgedruckt.

In dem 2008 auch auf Deutsch erschienenen Buch von Ignacio Ramonet, „Fidel Castro –
Mein Leben [Fidel Castro. Cien horas con Fidel. Biografia a dos voces] “ geht Fidel 
Castro in den Kapiteln 21 und 22 ausführlich auf die Provokationen durch 
Nichteinhaltung des Migrationabkommens seitens der U.S.-Administration, die 
Hinwegsetzung ihres damaligen Botschafters James Cason über diplomatische 
Verpflichtungen gegenüber dem Gastland Kuba und die Straffreiheit, mit der gelungene 
Entführungen kubanischer Flugzeuge behandelt wurden, ein. Und im 26. Kapitel 
beantwortet Fidel Castro die Feststellung Ramonets: „Der Vorwurf, der Kuba am 
häufigsten gemacht wird, ist, politische Oppositionelle ins Gefängnis zu stecken.“ wie 
folgt:

„Wer war es, der Tausende und Abertausende von Konterrevolutionären freigelassen 
hat, bevor sie ihre Strafe abgesessen hatten? Die Regierung Kubas. Es war nicht die 
Regierung der Vereinigten Staaten. Die Vereinigten Staaten haben jede Festnahme, die 
in Übereinstimmung mit unseren Gesetzen erfolgt ist, für ihre Propagandafeldzüge 
missbraucht.

Sie in Europa haben für politische Gefangene sehr strikte Gesetze, viel härtere Gesetze 
als unsere. In England waren die Gefängnisse voll mit gefangenen Iren, die politische 
und patriotische Motive hatten. Ich kann mich erinnern, dass es einmal einen 
Hungerstreik gab, bei dem die Engländer zahlreiche gefangene Iren einfach sterben 
ließen. Die Spanier wenden sehr harte Gesetze gegen die baskischen Gefangenen an, 
die dort aus politischen Gründen kämpfen. Die italienische Regierung hat noch immer 
Mitglieder der Roten Brigaden in Gefangenschaft, die vor mehr als dreißig Jahren aktiv 
waren. Wir wissen, wie hart die deutsche Regierung gegen die Baader-Meinhof-Gruppe 
vorgegangen ist; fast alle starben im Gefängnis. In Frankreich gibt es seit Jahrzehnten 
korsische Gefangene, die aus politischen Gründen kämpfen.

Und warum lassen die Vereinigten Staaten die Puerto Ricaner nicht frei, die für die 
Unabhängigkeit von Puerto Rico kämpfen? Warum lassen Sie den Journalisten Mumia 
Abu Jamal nicht frei, der seit mehr als dreiundzwanzig Jahren im Gefängnis sitzt? 
Warum befreien sie den Anführer der indigenen Völker Leonard Peltier nicht, der sich 
seit mehr als 25 Jahren in Haft befindet? [...]“. 

[1] vgl.: Ignacio Ramonet, „Fidel Castro – Mein Leben [Fidel Castro. Cien horas con Fidel. Biografia a 
dos voces], dtsch. Ausgabe Rotbuch Verlag, 2008, ISBN 978-3-86789-038-0, S. 589 – 590 ff.
-------------------------------------------------

Anmerkung cubafreundschaft.de:
*  siehe hierzu auch:
http://www.cubafreundschaft.de/Hintergruende/2003,%2009%20-%2024,%20jW-Artikel%20hwh,%20Todesstrafe.pdf
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